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Betrifft: Beförderungszuschus und amtliches Kilometergeld 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
 
Die Gewerkschaft öffentlicher Dienst hat uns folgende Information zum Beförderungszuschuss und zum 
Kilometergeld übermittelt: 

Information zum Beförderungszuschuss (siehe auch Liste der Berechnung im Anhang):  

 Die gesetzliche Regelung über den Beförderungszuschuss findet sich in § 7 RGV  

https://ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008156 

§ 7 Abs. 4 RGV sieht vor, dass auf Verlangen anstelle der nachzuweisenden Auslagen für die Beförderung 
mit einem oder mehreren Massenbeförderungsmitteln ein Beförderungszuschuss auszuzahlen ist. Dieser 
beträgt je Wegstrecke für die ersten 50 Kilometer 0,26 Euro je Kilometer, für die weiteren 250 Kilometer 
0,13 Euro je Kilometer und für jeden weiteren Kilometer 0,07 Euro. Insgesamt darf der Beförderungs-
zuschuss 69,30 Euro nicht übersteigen. Bei Weglängen bis acht Kilometer beträgt der Beförderungs-
zuschuss 2,00 Euro je Wegstrecke. Für die Ermittlung der Weglänge ist die kürzeste Wegstrecke 
maßgebend. Der Ersatz der Kosten für die Benützung der Massenbeförderungsmittel ist mit Ausnahme des 
Ersatzes der Kosten nach Abs. 2 und 2a damit abgegolten. Allfällige Ansprüche auf Ersatz von 
Beförderungskosten für Reise- oder Dienstgepäck werden davon nicht berührt. 

§ 7 Abs. 5 RGV regelt den erhöhten Beförderungszuschuss. Die oben angeführten Beträge des 
Beförderungszuschusses erhöhen sich für die ersten 50 Kilometer auf 0,50 Euro je Kilometer, für die 
weiteren 250 Kilometer auf 0,20 Euro je Kilometer und für jeden weiteren Kilometer auf 0,10 Euro, wenn 
die Beamtin oder der Beamte glaubhaft macht, dass für die Reisebewegung Massenbeförderungsmittel im 
Sinne des § 6 Abs. 1 benutzt wurden. Insgesamt darf der erhöhte Beförderungszuschuss 109,00 Euro nicht 
übersteigen. 

Der Beförderungszuschuss gebührt nur dann, wenn kein Transfer vom Dienstgeber zur Verfügung gestellt 
wird. Wie die Wegstrecke durch die Bediensteten zurückgelegt wird (privater PKW, öffentliche 
Verkehrsmittel, Rad,…) ist aber nicht erheblich. Wenn der oder die Bedienstete allerdings glaubhaft macht, 
dass während der Dienstreise öffentliche Verkehrsmittel benutzt wurden, gebührt der erhöhte 
Beförderungs-zuschuss. In § 37 RGV ist geregelt, dass der:die Rechnungsleger:in für die Richtigkeit 
seiner:ihrer Angaben in der Reiserechnung verantwortlich ist. 

https://ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008156&Artikel=&Paragraf=7&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008156
https://ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008156&FassungVom=2024-12-04&Artikel=&Paragraf=37&Anlage=&Uebergangsrecht=


Durch die Einführung des erhöhten Beförderungszuschusses soll ein finanzieller Anreiz geschaffen werden, 
öffentliche Verkehrsmittel in Anspruch zu nehmen.  

Seit 10.10.2024 ist es möglich, dass zusätzlich zum Beförderungszuschuss auch die Mehraufwendungen 
aufgrund der Benützung der 1. Wagenklasse oder aufgrund eines Einzelabteiles gegen Nachweis ersetzt 
werden. Hierfür müssen aber trotzdem die übrigen Voraussetzungen (zB. Reisedauer über drei Stunden 
bzw. dienstliches Interesse) erfüllt sein. 

Information zum amtlichen KM-Geld: 

Bei Verrechnung des Kilometergeldes werden keine Park- bzw. Mautgebühren zusätzlich refundiert, da 
diese bereits durch das KM-Geld abgegolten sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
  HS-Prof. Mag. Dr. Johannes Dorfinger HS-Prof. Mag. Dr. Jörg Spenger, BEd 
  (Vorsitzender der Bundesfachgruppe PH)  (Vorsitzender des Zentralausschusses PH) 


